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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Die Sozialdemokratin Hubmann (ZH) nahm mit der Ende 1998 erfolgten Einreichung
einer von 120 Abgeordneten aus allen Bundesratsparteien unterzeichneten Motion im
Nationalrat einen neuen Anlauf für die Erleichterung der Einbürgerungsprozedur. In
der Schweiz aufgewachsene Ausländer und Ausländerinnen sollen gemäss diesem
Vorschlag auf ein blosses Gesuch hin eingebürgert werden. Für die anderen soll die
verlangte Wohnsitzdauer von heute zwölf Jahren halbiert werden; die lokal
unterschiedlichen Gebühren sollen zudem auf tiefem Niveau harmonisiert werden. Der
Bundesrat kündigte in seiner Antwort im Frühjahr an, dass er in der kommenden
Legislaturperiode eine neue Vorlage für die Erleichterung der Einbürgerung von in der
Schweiz aufgewachsenen Ausländern präsentieren werde. 1

MOTION
DATUM: 04.03.1999
HANS HIRTER

Privatrecht

Eine zusätzliche Motion Tschümperlin (sp, SZ) nahm sich dem bereits im Vorjahr
diskutierten Thema der Schein- und Zwangsheiraten an. Der Motionär verlangt von der
Regierung, eine Untersuchung in Auftrag zu geben, welche Formen, Ausmass, Ursachen
und Häufigkeit von Zwangsehen beleuchtet. Darauf basierend sollen präventive
Massnahmen getroffen werden. Auch dieser Vorstoss wurde von National- und
Ständerat gegen den Willen des Bundesrats angenommen. 2

MOTION
DATUM: 01.06.2010
MARC BÜHLMANN

Aussenpolitik

Entwicklungspolitik

Deux motions demandant que l’aide au développement soit conditionnée à la politique
migratoire, ont été déposées par le groupe de l’UDC en 2010 et par le groupe radical-
libéral en 2011. La première demande que l’aide au développement soit versée à la
condition stricte et automatique que le pays receveur fasse preuve d’un comportement
coopératif dans les domaines de l’asile et des étrangers. La motion libérale-radicale
(11.3510), plus spécifique, demande d’inscrire l’aide au Maghreb dans une politique
migratoire. Les motionnaires veulent que la Suisse conclue des accords de réadmission
effectifs pour pouvoir renvoyer les réfugiés économiques des pays du printemps arabe.
Malgré la proposition du Conseil fédéral de rejeter ces deux motions, le Conseil
national les a adoptées séparément au cours de l’année 2011. Les deux motions ont été
traitées simultanément au Conseil des Etats. Elles ont été soumises à deux minorités
composées de membres des groupes écologiques, socialistes et pdc-pev demandant le
rejet des motions, notamment pour ne pas enrayer la coopération internationale et
pour continuer une politique de reconstruction dans les pays d’où proviennent les
requérants d’asile. Considérant la motion libérale « peu sympathique » et la motion
agrarienne « dangereuse », la minorité opposée à la motion du groupe radical-libéral
s’est retirée, espérant que cette dernière soit adoptée au lieu de la motion du groupe
UDC. Similairement, le Conseil fédéral a levé son opposition à la motion du groupe
libéral-radical. Au vote final, les deux motions ont été adoptées par 22 voix contre 22
avec la voix prépondérante du président. Cependant, une motion d’ordre Gutzwiller
(plr, ZH) a demandé un nouveau vote sur la deuxième motion du groupe de l’UDC.
Certains de ses collègues n’auraient pas compris sur quelle motion ils devaient
s’exprimer. Le nouveau vote fût agendé deux jours plus tard. La motion du groupe
radical-libéral n’étant pas contestée, les sénateurs se sont uniquement prononcés sur
la deuxième motion, soit celle de l’UDC, rejetée cette fois par 25 voix contre 17. 3

MOTION
DATUM: 12.03.2012
EMILIA PASQUIER
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Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Berufliche Vorsorge

Ebenfalls angenommen wurde eine Motion Humbel Näf (cvp, AG), welche den Bundesrat
beauftragte, in der beruflichen Vorsorge und im Freizügigkeitsgesetz die Grundlagen
dafür zu schaffen, dass im Scheidungsfall obligatorische und überobligatorische
Altersguthaben je im gleichen Verhältnis aufgeteilt werden. Auch der Bundesrat hatte
die Annahme der Motion beantragt. 4

MOTION
DATUM: 20.03.2009
LINDA ROHRER

Eine Motion Humbel Näf (cvp, AG), welche im Vorjahr vom Nationalrat angenommen
worden war, wollte den Bundesrat beauftragen, in der beruflichen Vorsorge und im
Freizügigkeitsgesetz die Grundlagen dafür zu schaffen, dass im Scheidungsfall
obligatorische und überobligatorische Altersguthaben je im gleichen Verhältnis
aufgeteilt werden. Der Ständerat folgte der Empfehlung des Bundesrates und nahm die
Motion an. 5

MOTION
DATUM: 02.12.2010
LUZIUS MEYER

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Eine Motion Simmen (cvp, SO) im Ständerat, mit welcher der Bundesrat beauftrag wird,
die Expertenkommission für die Totalrevision des Anag anzuweisen, die rechtlichen
Möglichkeiten des Bundes zur Förderung der Sprachschulung für in der Schweiz
dauerhaft zugelassene Ausländer zu schaffen, wurde einstimmig überwiesen. Simmen
unterstrich die Bedeutung der Sprachbeherrschung als Schlüssel zu jeder Integration.
Dem hielt der Bundesrat entgegen, Fragen der Schulung fielen in erster Linie in die
Kompetenz der Kantone; zudem prüfe die Expertenkommission Anag bereits, wie die
Bereitschaft der betroffenen Personen zum Spracherwerb – beispielsweise durch ein
Anreizsystem – erhöht werden könnte, weshalb er Umwandlung in ein Postulat
beantragte. Im Nationalrat wurde eine analoge Motion Bircher (cvp, AG) von Steiner
(fdp, SO) bekämpft und die Diskussion deshalb verschoben. 6

MOTION
DATUM: 15.12.1998
MARIANNE BENTELI

Der NR überwies eine Motion Hasler (svp, AG), die eine bessere Information der
Migrationswilligen in den Herkunftsländern verlangte, als Postulat. Eine Motion Freund
(svp, AR), welche die Voraussetzungen für den Familiennachzug drastisch verschärfen
wollte, wurde auf Antrag des Bundesrates abgelehnt. Strengere Massnahmen gegen
Scheinehen forderte eine Motion Baumann (svp, TG), die von Garbani (sp, NE), Goll (sp,
ZH) und Vermot(sp, BE) bekämpft und deshalb im Nationalrat noch nicht behandelt
wurde. 7

MOTION
DATUM: 19.03.1999
MARIANNE BENTELI

Nationalrätin Bühlmann (gp, LU) machte mit einer Motion und einer Interpellation auf
das Problem des Menschenhandels aufmerksam, welches sich vor allem im Milieu der
sogenannten „Cabarettänzerinnen“ stellt. Da die Opfer aus Angst vor Wegweisung und
Repressalien in ihrem Heimatland oftmals von einer Strafanzeige absehen, verlangte
Bühlmann, beim geringsten Verdacht auf Menschenhandel sei die
Aufenthaltsbewilligung automatisch um drei Monate zu verlängern. Der Bundesrat
erklärte, es gebe bereits in der geltenden Gesetzgebung genügend Instrumente, um die
Betroffenen angemessen zu schützen. Auf seinen Antrag wurde der Vorstoss nur in
Postulatsform überwiesen. 8

MOTION
DATUM: 20.04.1999
MARIANNE BENTELI

1997, als das Doppeljubiläum „150 Jahre Bundesstaat“ und „50 Jahre UNO-
Menschenrechte“ bevorstand, hatte sich der Nationalrat grosszügig gezeigt. 111
Parlamentarierinnen und Parlamentarier unterzeichneten damals eine Motion
Fankhauser (sp, BL), die analog zur Praxis in den Nachbarländern Frankreich und Italien
eine Amnestie für „Papierlose“ verlangte, deren effektive Zahl im Dunkeln liegt.
Fankhauser dachte dabei vor allem an Saisonniers, die nach Ablauf ihrer
neunmonatigen Bewilligung nicht in die Heimat zurückkehren, an die „versteckten“
Familienangehörigen von Saisonniers sowie an eine weitere Anzahl von Personen, die

MOTION
DATUM: 20.04.1999
MARIANNE BENTELI
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aus verschiedenen Gründen ihre Aufenthaltserlaubnis verloren haben. Dieser Vorstoss
verstand sich auch als Beitrag zur Bekämpfung der Schwarzarbeit. Der Bundesrat
beantragte, die Motion in ein Postulat umzuwandeln, da zwei unterschiedliche Anliegen
(Straferlass und aufenthaltsrechtliche Regelung) vermengt würden; letztere könnte nur
durch eine Revision des Anag oder durch einen befristeten Bundesbeschluss umgesetzt
werden. Der Zürcher SVP-Abgeordnete Fehr wollte auch das Postulat ablehnen, da
damit Unrecht zu Recht erklärt würde, unterlag aber mit 66 zu 40 Stimmen; zustimmen
mochten dem Postulat neben dem links-grünen Lager nur noch ein Dutzend Mitglieder
der CVP, einige welsche Liberale und Freisinnige, sowie – als einziger Deutschschweizer
seiner Partei – FDP-Präsident Steinegger (UR). 9

Mit 121 zu 27 Stimmen überwies der Nationalrat eine im Vorjahr vom Ständerat
einstimmig angenommene Motion Simmen (cvp, SO), welche den Bundesrat beauftragt,
die Expertenkommission für die Totalrevision des Anag anzuweisen, die rechtlichen
Möglichkeiten des Bundes zur Förderung der Sprachschulung für in der Schweiz
dauerhaft zugelassene Ausländer zu schaffen. 10

MOTION
DATUM: 17.06.1999
MARIANNE BENTELI

Bundesrat Kollerunterstützte diese Argumente voll und ganz. Er war deshalb bereit, eine
Motion der staatspolitischen Kommission entgegen zu nehmen, welche die wichtigsten
Grundsätze der künftigen Ausländerpolitik auflistet. Die Begrenzung der ständigen
ausländischen Wohnbevölkerung soll nach wie vor ein Ziel sein, allerdings unter
Beachtung der völkerrechtlichen Verpflichtungen, der wirtschaftlichen Bedürfnisse und
der humanitären Tradition. Das Saisonnierstatut ist gemäss Ständerat durch eine
Kurzaufenthaltsbewilligung zu ersetzen, und die Rekrutierung von Arbeitskräften soll
nicht mehr nach dem rassismusverdächtigen Drei-Kreise-Modell, sondern nach einem
dualen System (EU/Efta-Staaten gegen den „Rest der Welt“) erfolgen. Zudem soll die
Integration der ansässigen Bevölkerung verstärkt und gegen Missbräuche
konsequenter vorgegangen werden. Die Motion wurde mit 31 zu 5 Stimmen überwiesen.
Lediglich als Postulat angenommen – und zwar mit 20 zu 9 Stimmen – wurde eine
Motion Reimann (svp, AG), welche in vielen Teilen mit der Kommissionsmotion identisch
war, generell aber eine weitere Verschärfung verlangte; so sollte etwa der
Familiennachzug auf ein völkerrechtlich zulässiges Minimum beschränkt werden.
Ständerat Aeby (sp, FR) hatte eine weitere Motion eingereicht, welche die Missbräuche
auch auf Arbeitgeberseite (Schwarzarbeit) bekämpfen wollte und die erleichterte
Einbürgerungen von jungen Ausländerinnen und Ausländern der zweiten und dritten
Generation forderte. Angesichts des Widerstandes im Rat zog er seine Motion zurück.
Der Nationalrat befand, so kurz vor dem Abschluss der Vorarbeiten zur Totalrevision
des Anag sei es nicht mehr angezeigt, dem Bundesrat einen verbindlichen Auftrag zu
erteilen, weshalb er die ständerätliche Motion nur in Postulatsform überwies. 11

MOTION
DATUM: 07.10.1999
MARIANNE BENTELI

Mitten in der angespannten Lage im Frühsommer, als der Bundesrat Notrecht im
Asylbereich nicht mehr ausschloss (siehe unten), behandelte der Ständerat eine
ausschliesslich von FDP-Abgeordneten mitunterzeichnete Motion Merz (fdp, AR),
welche die Landesregierung aufforderte, dem Parlament die Ziele, Inhalte und Mittel
einer kohärenten, departementsübergreifenden Ausländer- und Asylpolitik zu
unterbreiten, die den jüngsten Entwicklungen im In- und Ausland Rechnung trägt. Der
Bundesrat wollte den Vorstoss nur in Postulatsform entgegen nehmen, da die Probleme
erkannt und teilweise bereits Gegenstand von Berichten und Untersuchungen gewesen
seien. Die Ausarbeitung eines weiteren migrationspolitischen Gesamtkonzepts würden
nur zu Verzögerungen in dringenderen Fragen führen. Die Ausführungen des Motionärs,
dass im Bereich der Zweitasylgesuche, der Kriminalität, der Schlepperorganisationen
und der sogenannten „Wirtschaftsflüchtlinge“ gravierende Missbräuche aufgetreten
seien, die auch im Interesse der anständigen ausländischen Wohnbevölkerung hart
bekämpft werden müssten, vermochte aber seine Kolleginnen und Kollegen
mehrheitlich davon zu überzeugen, dass hier ein verbindlicher Auftrag an die Regierung
angezeigt sei. Die Motion wurde mit 18 zu 11 Stimmen überwiesen. Der Nationalrat
befand, die Vorarbeiten zur Totalrevision des Bundesgesetzes über Aufenthalt und
Niederlassung der Ausländer (Anag) seien bereits weit fortgeschritten, weshalb es nicht
mehr angebracht sei, dem Bundesrat zwingende Vorgaben zu machen, und nahm die
Motion nur als Postulat an. 12

MOTION
DATUM: 07.10.1999
MARIANNE BENTELI
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Mit einer Motion forderte die SP-Fraktion, im Bereich der Aus- und Fortbildung eine
Offensive zur Integration der ausländischen Bevölkerung zu lancieren. Sie verlangte
insbesondere die Einrichtung eines Systems zur beruflichen Orientierung sowie das
Recht auf das Erlernen einer Landessprache und eines Berufs. Die Arbeitgeber sollten
verpflichtet werden, die Arbeit der ausländischen Beschäftigten so zu organisieren,
dass diese während ihrer Arbeitszeit die entsprechenden Angebote wahrnehmen
können; zudem sollten die Arbeitgeber einen Drittel oder die Hälfte der Kosten tragen.
Der Bundesrat war bereit, die Motion in Postulatsform anzunehmen. Da ihr das Anliegen
äusserst wichtig erschien, beharrte die SP aber auf der verbindlichen Form, worauf die
Motion mit 82 zu 61 Stimmen abgelehnt wurde. 13

MOTION
DATUM: 05.06.2000
MARIANNE BENTELI

Im Rahmen der Legislaturplanung 1999-2003 deponierte die vorberatende Kommission
des Nationalrates eine Richtlinienmotion, die den Bundesrat beauftragen wollte, im
Rahmen der Beratungen des neuen Ausländergesetzes (AuG) den eidgenössischen
Räten einen ausführlichen Bericht über die Integration der Ausländerinnen und
Ausländer mit Arbeitsbewilligung C (Niederlassung) zu unterbreiten. Dieser sollte auch
eine eingehende Untersuchung über den Beitrag dieser Arbeitskräfte an die Wirtschaft
und die soziale Sicherheit enthalten. Der Bericht sollte insbesondere darlegen, welche
Massnahmen der Bund unternimmt, um die rasche berufliche Eingliederung von
ausländischen Personen sicher zu stellen, die arbeitslos sind und allenfalls Leistungen
der Sozialhilfe beziehen. Zudem sollte er Aufschluss darüber geben, wie gross der
Bedarf an ausländischen Arbeitnehmenden in wirtschaftlicher und demographischer
Hinsicht in den nächsten 15 Jahren sein dürfte. Die Kommission begründete ihren
Vorstoss mit dem Anliegen, dass die Schweiz als eigentliches Einwanderungsland, in
dem einmal mehr mit einer Volksinitiative Überfremdungsängste geschürt würden
(siehe oben), daran gehen müsse, die migrationsbedingten Vorurteile sowie die Lücken
ihrer Migrationspolitik einer objektiven Analyse zu unterziehen. Der Bundesrat verwies
auf sehr differenzierte bereits geleistete oder anstehende Arbeiten in diesem Bereich
(insbesondere das Nationale Forschungsprogramm 39 zu den vielfältigen Aspekten der
Migration) und beantragte Umwandlung des Vorstosses in ein Postulat. Mit 97 zu 88
Stimmen wurde er allerdings in die Minderheit versetzt, nicht aber so im Ständerat, der
die Motion lediglich als Postulat überwies. 14

MOTION
DATUM: 22.06.2000
MARIANNE BENTELI

2000 – nach der Volksabstimmung über die 18-Prozent-Initiative – hatte Nationalrätin
Fetz (sp, BS) eine Motion eingereicht, die vom Bundesrat ein verstärktes Engagement
bei der Integration der ausländischen Bevölkerung verlangte. Die Motion war von
Schlüer (svp, ZH) bekämpft und damit der Diskussion entzogen worden. Fetz
anerkannte, dass mit dem Integrationskredit, der zwischenzeitlich gesprochen wurde,
ein Teil ihres Anliegens erfüllt sei, weshalb sie mit der Überweisung ihrer Motion als
Postulat einverstanden war. Sie ersuchte den Bundesrat aber, weitere
Integrationsmöglichkeiten in den Bereichen Spracherwerb, Ausbildung und Arbeit zu
prüfen. Auch das Postulat wurde von Schlüer bekämpft. Er kritisierte, der Vorstoss
erwähne einseitig den Integrationsauftrag der Schweizer Behörden, schweige sich aber
über die Verpflichtung der Ausländerinnen und Ausländer aus, sich aktiv (und auch
finanziell) an den Integrationsbemühungen zu beteiligen. Das Postulat wurde mit 74 zu
49 Stimmen angenommen. Ebenfalls überwiesen wurde ein Postulat Walker (cvp, SG),
das den Bundesrat ersucht zu prüfen, wie die Arbeitgeber verstärkt in
integrationsfördernde Massnahmen für Mitarbeitende ausländischer Herkunft
eingebunden werden könnten. 15

MOTION
DATUM: 20.03.2001
MARIANNE BENTELI

Die konsequente Haltung des Bundesrates fand im Parlament nicht nur Zustimmung. Im
Ständerat lösten zwei Vorstösse des Freiburger FDP-Abgeordneten Cornu eine längere
Debatte aus. Mit einer Motion verlangte er ein jährliches Sonderkontingent von 10 000
Arbeitsbewilligungen für die High-Tech-Industrie, um so die Wettbewerbsfähigkeit der
Schweizer Spitzentechnologie sicherzustellen. In einer gleichzeitig behandelten
dringlichen Interpellation verwies er auf die Schwierigkeiten der Landwirtschaft,
genügend billige Arbeitskräfte aus dem EWR-Raum zu rekrutieren. Die von Nationalrat
und Tabakproduzent Fattebert (svp, VD) öffentlich zugegebene Beschäftigung von
polnischen Schwarzarbeitern wollte er zwar nicht entschuldigen, lastete die illegale
Beschäftigung aber weniger den Landwirten als vielmehr der starren Haltung des
Bundesrates an. Unterstützung fand Cornu nicht nur bei seiner Partei, sondern auch
bei den beiden SP-Abgeordneten Brunner (GE) und Studer (NE); letzterer meinte, in der
Ausländerpolitik sei nicht mehr Ideologie, sondern Pragmatismus gefragt. Bundesrätin

MOTION
DATUM: 20.06.2001
MARIANNE BENTELI
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Metzler stellte sich gegen jede Lockerung. Der Bund könne nicht über die Kantone
hinweg 10 000 Spitzenkräfte in einer einzigen Branche zulassen; schon jetzt müsse er
nämlich dafür sorgen, dass traditionelle Firmen genügend Fachleute erhielten. Was die
Landwirtschaft betrifft, reichte Metzler den „schwarzen Peter“ an die Bauern weiter,
die sich in den letzten Jahren aus unerfindlichen Gründen geweigert hätten,
Landarbeiter aus Portugal einzustellen. Die Motion wurde mit 13 zu 11 Stimmen nur
knapp abgelehnt. 16

In der Wintersession führten zahlreiche Motionen und Interpellationen im Parlament zu
einer breiten Papierlosen-Debatte. Der Bundesrat bekräftigte erneut seine Haltung und
sprach sich gegen die von links-grüner Seite verlangten Sofortmassnahmen
(Generalamnestie, Schaffung besonderer Kontingente, weichere Kriterien für Härtfälle,
Wegweisungs-Moratorium, Einberufung eines Runden Tisches) aus. Als Bedingung für
die mögliche Erteilung von Härtfallbewilligungen nannte er die Aufenthaltsdauer, die
Einschulung der Kinder, den Stand der Integration in Gesellschaft und Arbeit, die
Rückkehrmöglichkeiten sowie die Umstände, die zum illegalen Aufenthalt geführt
haben. Mit seiner Haltung fand er die Unterstützung der bürgerlichen Parteien, die
eine Pauschallösung als Anreiz für die illegale Einwanderung bezeichneten. Allerdings
zeigte sich in beiden Kammern eine etwas unterschiedliche Sicht, je nachdem ob die
bürgerlichen Abgeordneten aus der in der Einwanderungspolitik streng
gesetzeskonformen Deutschschweiz oder der eher liberalen Romandie kamen.
Gutgeheissen wurden – auf Anstoss oder mit Unterstützung der CVP – lediglich einige
Postulate unverbindlichen Inhalts (Überprüfung der Situation von Jugendlichen in
Ausbildung, Konkretisierung der Härtefallklausel und deren Anwendung auch auf den
Asylbereich). Rund 6000 Personen demonstrierten Ende November in Bern für die
Anliegen der Papierlosen. Die neue Härtefall-Richtlinien im Sinn des BR traten auf dem
1.1.2002 in Kraft. 
Weitere Geschäftsnummern: 01.3623; 01.3592; 01.3480; 01.3476; 01.3473; 01.3149;
01.3447; 01.3442; 01.3432; 013587; 013586 17

MOTION
DATUM: 29.12.2001
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat lehnte eine Motion Laubacher (svp, LU) ab, welche eine Kürzung der
Aufwendungen für die Ausländerintegration verlangt hatte. Bundesrat Blocher wies
darauf hin, dass wegen der beiden Entlastungsprogramme die Mittel für die Förderung
der Integration nicht im ursprünglich vorgesehenen Masse aufgestockt werden konnten.
Er kündigte jedoch konkrete Projekte an, um die in grossem Mass von der Sozialhilfe
abhängigen anerkannten Flüchtlinge besser in die Arbeitswelt zu integrieren. 18

MOTION
DATUM: 13.06.2005
MAGDALENA BERNATH

Der Nationalrat lehnte eine Motion Freysinger (svp, VS) ab, welche die Abschaffung der
Visumspflicht für Taiwan-Chinesen verlangt hatte, überwies aber gegen den Willen des
Bundesrates eine Motion Darbellay (cvp, VS; Mo. 04.3047) zur erleichterten Einreise für
chinesische Touristen mit einem Schengen-Visum. Im Ständerat obsiegten
Sicherheitsüberlegungen gegenüber den Interessen des Tourismusgewerbes:
Schengen-Visa würden oft gefälscht, ganze Reisegruppen tauchten in der EU unter, die
Schweiz habe mit China keine Rückübernahmeabkommen geschlossen und solange sie
dem Schengen-Raum nicht angehöre, seien EU-Einreisesperren für die Schweizer
Behörden gar nicht erkennbar. 19

MOTION
DATUM: 13.06.2005
MAGDALENA BERNATH

Ausgehend von einem Bericht des BFS, wonach in der Schweiz bei Eheschliessungen in
fast 50% der Fälle mindestens ein Partner oder eine Partnerin eine ausländische
Staatsangehörigkeit hat, forderte Nationalrätin Haller (svp, BE) den Bundesrat mit einer
Motion auf, dafür zu sorgen, dass im Rahmen der Visumserteilung, des
Familiennachzugs und des Ehevorbereitungsverfahrens allen ausländischen Personen,
die ihren ehelichen Wohnsitz in der Schweiz haben werden, schriftliche Informationen
über zentrale schweizerische Rechtsvorschriften in einer für die Betroffenen
verständlichen Sprache zur Verfügung gestellt werden. Neben dem Eherecht sei
insbesondere auch über die Gleichstellung von Frau und Mann, über die Rechte der
Kinder sowie über weitere Grundrechte und -pflichten zu informieren. Ferner soll auf
die Strafbarkeit von Tatbeständen wie häusliche Gewalt, Zwangsheirat usw. sowie auf
geeignete Beratungsstellen hingewiesen werden. Da im neuen Ausländergesetz (AuG)
die Integration als vordringliche Querschnittsaufgabe der Behörden auf allen Stufen
verankert ist, war der Bundesrat bereit, die Motion entgegenzunehmen, worauf diese

MOTION
DATUM: 22.06.2007
MARIANNE BENTELI
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vom Nationalrat diskussionslos angenommen wurde. 20

Der Bundesrat beantragte dem Ständerat, eine Motion Schiesser (fdp, GL) abzulehnen,
die ein eigentliches Rahmengesetz für die Integration verlangte. Er machte geltend, das
neue Ausländergesetz (AuG), welches auf den 1. Januar 2008 in Kraft treten wird, decke
das Anliegen weitestgehend ab. Mit dem neuen Bundesgesetz werde die Integration als
staatliche Gesamt- und Querschnittsaufgabe definiert, deren Leitlinien der Bund, die
Kantone und die Gemeinden bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu berücksichtigen
haben, weshalb es nicht sinnvoll sei, die Kräfte für die Vorbereitung eines weiteren
Gesetzes zu binden; diese sollten vielmehr für die Umsetzung des AuG zur Verfügung
stehen. Mit Unterstützung von FDP, CVP und SP wurde die Motion dennoch mit 22 zu 17
Stimmen an den Nationalrat überwiesen. Dieser zeigte sich der Argumentation des
Bundesrates zugänglicher und formulierte mit 100 zu 82 Stimmen den verbindlichen
Auftrag dahingehend um, dass der Bundesrat nur prüfen soll, ob die Ausarbeitung eines
Rahmengesetzes sinnvoll wäre. 21

MOTION
DATUM: 19.12.2007
MARIANNE BENTELI

Die ausführliche Debatte, welche der Nationalrat in der Wintersession zum Thema der
Jugendpolitik und insbesondere dem Problem der Gewaltbereitschaft von Jugendlichen
durchführte (siehe unten), richtete ihr Augenmerk auch auf verstärkte
Integrationsanstrengungen der ersten und zweiten Einwanderergeneration. Zum
Auftakt wollte die SVP-Fraktion den Bundesrat verpflichten, in den Kriminalstatistiken
des Bundes in Zukunft auch das Herkunftsland des Täters aufzuführen. Der Bundesrat
war bereit, die Motion entgegen zu nehmen, war aber der Auffassung, neben der
Nationalität sollte auch der Aufenthaltsstatus kommuniziert werden. Der Vorstoss
wurde von Abgeordneten aus dem links-grünen Lager bekämpft und mit 108 zu 76
Stimmen angenommen. Eine Motion Wobmann (svp, SO) (Mo. 06.3140), die verlangte,
dass Täter statistisch nicht nur nach Schweizern und Ausländern unterschieden,
sondern auch nach Nationalität und Datum einer allfällig erfolgten Einbürgerung erfasst
werden, wurde hingegen auf Antrag des Bundesrates mit 116 zu 67 Stimmen abgelehnt.
Der Bundesrat legte dar, zu den Voraussetzungen für eine Einbürgerung gehöre, dass
gegen den Antragssteller keine ungelöschten Vorstrafen oder hängigen
Strafuntersuchungen vorliegen. Sei die Einbürgerung aber erfolgt, so sei der
Betreffende Schweizer Bürger und müsse auch in der Statistik als solcher behandelt
werden. 22

MOTION
DATUM: 19.12.2007
MARIANNE BENTELI

Vorschläge zu einer aktiven Integrationspolitik kamen in der Debatte über die
Integrationsanstrengungen der ersten und zweiten Einwanderergeneration von der SP-
Fraktion, wobei allerdings nur jene Motion an den Ständerat überwiesen wurde, welche
den Bundesrat beauftragt, in Zusammenarbeit mit den Kantonen einen nationalen
Aktionsplan Integration zu erarbeiten. Insbesondere soll diese Integrationsoffensive die
schulischen und sprachlichen Defizite der Kinder mit Migrationshintergrund beheben
helfen. Für Eltern (insbesondere die Mütter) sollen zudem bedarfsgerechte
Sprachangebote konzipiert werden. Der Bundesrat wies auf Schwierigkeiten in der
Umsetzung hin, da die meisten in die Schweiz einreisenden Jugendlichen dies über den
Familiennachzug aufgrund eines Rechtsanspruchs tun, weshalb man ihnen keine
zwingenden Vorgaben machen könne. Gegen seinen Antrag wurde die Motion mit 105 zu
83 Stimmen angenommen, da sich neben der SP und der GP auch eine knappe Mehrheit
der FDP und eine deutliche Mehrheit der CVP dafür aussprachen. Verworfen wurden
hingegen weitergehende Vorstösse, so etwa die Forderung nach der Schaffung der
Stelle eines eigentlichen Integrationsbeauftragten, nach einer Integrationsvereinbarung
für alle neu einreisenden Ausländerinnen und Ausländer sowie nach an
Integrationsbemühungen gekoppelte Erleichterungen beim Erwerb der
Niederlassungsbewilligung. 23

MOTION
DATUM: 19.12.2007
MARIANNE BENTELI

2007 hatte der Ständerat eine Motion Schiesser (fdp, GL) angenommen, welche den
Erlass eines Rahmengesetzes zur Integration verlangte. Auf Antrag des Bundesrates,
der das Anliegen in weiten Teilen durch die Inkraftsetzung des neuen Ausländergesetzes
auf den 1. Januar 2008 als erfüllt erachtete, hatte der Nationalrat die Motion in einen
Prüfungsauftrag umgewandelt, eine Änderung, welcher die kleine Kammer nun
oppositionslos zustimmte. Allerdings wurde dabei betont, dass die Abschwächung nicht
mit einer Abwertung des Anliegens verwechselt werden dürfe. Die Integration

MOTION
DATUM: 11.03.2008
MARIANNE BENTELI
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insbesondere der ausländischen Jugendlichen sei eine zentrale Herausforderung für
die heutige Schweiz. 24

Seinerseits hatte der Nationalrat, gegen den Willen des Bundesrates, der auf
Schwierigkeiten bei der Umsetzung verwies, eine Motion der SP-Fraktion gutgeheissen,
welche den Bundesrat beauftragt, in Zusammenarbeit mit den Kantonen einen
nationalen Aktionsplan Integration zu erarbeiten. Insbesondere soll diese
Integrationsoffensive die schulischen und sprachlichen Defizite der Kinder mit
Migrationshintergrund beheben helfen. Für Eltern (insbesondere die Mütter) sollen
zudem bedarfsgerechte Sprachlernangebote konzipiert werden. Obgleich der
Bundesrat auch zwischenzeitlich nicht von seiner Position abgerückt war, wurde die
Motion vom Ständerat mit 26 zu 5 Stimmen angenommen. 25

MOTION
DATUM: 02.06.2008
MARIANNE BENTELI

Im Vorjahr hatte der Nationalrat eine Motion Haller (svp, BE) angenommen, welche den
Bundesrat beauftragt, dafür zu sorgen, dass im Rahmen der Visumserteilung, des
Familiennachzugs und des Ehevorbereitungsverfahrens allen ausländischen Personen,
die ihren ehelichen Wohnsitz in der Schweiz haben werden, schriftliche Informationen
über zentrale schweizerische Rechtsvorschriften in einer für die Betroffenen
verständlichen Sprache zur Verfügung gestellt werden. Der Ständerat überwies diese
Motion diskussionslos. 26

MOTION
DATUM: 24.09.2008
MARIANNE BENTELI

Im Vorjahr hatte der Nationalrat eine Motion der SVP-Fraktion angenommen, welche
den Bundesrat beauftragt, in den Kriminalstatistiken des Bundes in Zukunft auch das
Herkunftsland des Täters aufzuführen. Der Ständerat stimmte ebenfalls zu. Bundesrätin
Widmer-Schlumpf erläuterte in diesem Zusammenhang noch einmal die Haltung des
Bundesrates, wonach die Herkunft nur bei Ausländern und nicht bei Eingebürgerten
erhoben wird. 27

MOTION
DATUM: 29.09.2008
MARIANNE BENTELI

Auch das Parlament befasste sich im Berichtsjahr mit der Integrationspolitik und
behandelte mehrere Vorstösse zum Thema. Eine Motion der SVP zur Ausschaffung von
Ausländern, die keine Integrationsbereitschaft zeigen, wurde von beiden Kammern
gutgeheissen. Ebenfalls überwiesen wurde eine Motion der Staatspolitischen
Kommission des Nationalrats. Der Bundesrat muss demnach das Bürgerrechtsgesetz
dahingehend ergänzen, dass das Schweizer Bürgerrecht nur noch bei guten
Kenntnissen einer Landessprache und erfolgreicher Integration erteilt werden darf. 28

MOTION
DATUM: 03.06.2009
ANDREA MOSIMANN

Auf Antrag der SVP-Fraktion behandelte das Parlament im Rahmen von Sondersitzungen
zahlreiche Vorstösse zur Ausländer-, Asyl- und Einbürgerungspolitik. Die meisten vom
Nationalrat überwiesenen Motionen wurden vom Ständerat abgelehnt. In beiden
Kammern auf Zustimmung stiess eine Motion Maire (sp, NE), die den Bundesrat
beauftragt, eine Integrationsplattform zu schaffen. Diese soll die Vertreterinnen und
Vertreter von Bund, Kantonen, Gemeinden und betroffenen Institutionen
zusammenbringen. Ebenfalls überwiesen wurden zwei Motionen Tschümperlin (sp, SZ).
Die eine fordert ein bedarfsgerechtes Angebot von Sprachkursen, die andere verlangt
eine wirksame Hilfe für die Betroffenen bei Zwangsheirat. Sie beauftragt den Bundesrat
nach einer umfassenden Abklärung weiterführende Massnahmen zur Bekämpfung von
Zwangsehen zu ergreifen, welche eine effektive Hilfe der betroffenen Personen vor Ort
gewährleisten. Weiter sprachen sich auch beide Kammern für eine Motion Müller (fdp,
AG) zur Verlängerung der Empfangsstellenhaft aus. Das Bundesamt für Migration kann
eine spezielle Ausschaffungshaft verfügen, wenn der Wegweisungsentscheid in einer
Empfangsstelle eröffnet wird und der Vollzug der Wegweisung absehbar ist. Nach
geltendem Recht darf die Haft höchstens 20 Tage dauern, dies genügt in der Praxis in
den wenigsten Fällen. Ausserdem überwies der Nationalrat eine weitere Motion Müller
(fdp, AG) zum Aufenthaltsstatus eines Ausländers nach Nichtigerklärung des
Bürgerrechts. Der Vorstoss wollte eine vom Bundesgericht aufgezeigte Gesetzeslücke
schliessen und festlegen, dass die Einbürgerung künftig jede ausländerrechtliche
Bewilligung erlöschen lässt. Der Ständerat änderte die Motion dahingehend ab, dass der
Bundesrat bei der Schliessung der Gesetzeslücke die geltenden
Zuständigkeitsregelungen zwischen Bund und Kantonen zu berücksichtigen habe. Der
Nationalrat stimmte dem modifizierten Vorstoss in der Wintersession ebenfalls zu.

MOTION
DATUM: 03.03.2010
ANDREA MOSIMANN
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Schliesslich hiess die Grosse Kammer ein Postulat Bischof (cvp, SO) gut, welches den
Bundesrat dazu anhält, einen Bericht über die Steuerung der Zuwanderung aus der EU
und aus Drittstaaten sowie über die ins Auge gefassten Massnahmen vorzulegen. 29

Ebenfalls im Rahmen der Sondersession zur Ausländerpolitik hiess der Nationalrat eine
Motion Barthassat (cvp, GE) knapp mit 93 zu 85 Stimmen gut. Der Vorstoss beauftragt
den Bundesrat, Jugendlichen ohne gesetzlichen Status, die ihre Schulbildung in der
Schweiz absolviert haben, den Zugang zu einer Berufslehre zu ermöglichen. Die
Regierung hatte die Ablehnung der Motion beantragt. Justizministerin Widmer-
Schlumpf begründete diese Haltung damit, dass die Kantone die Möglichkeit hätten, in
Härtefällen den Status von Sans Papiers zu regeln. In der Presse wurde vermutet dass
der Erfolg des Vorstosses auf das intensive Lobbying von FDP-Nationalrat Peter Malama
bei FDP- und CVP-Parlamentariern zurückzuführen sei.
Entgegen dem Antrag seiner vorberatenden Kommission überwies auch der Ständerat
die Motion in der Herbstsession mit 23 zu 20 Stimmen. Christine Egerszegi (fdp, AG)
betonte als Sprecherin der Kommission, das Problem des fehlenden Status würde durch
die Lehre nicht gelöst, sondern nur um ein paar Jahre hinausgeschoben. Die
Ratsmehrheit liess sich von diesem Argument jedoch nicht überzeugen und war der
Ansicht, die Berufsbildung, die mit Erwerbstätigkeit verbunden sei, solle nicht anders
behandelt werden, als die Bildung in weiterführenden Schulen. Letztere ist Personen
unabhängig von ihrem ausländerrechtlichen Status zugänglich. Eine in die gleiche
Richtung zielende Standesinitiative des Kantons Neuenburg sowie eine vom Nationalrat
gutgeheissene Motion Hodgers (gp, GE) zur Einhaltung der Kinderrechtskonvention bei
Kindern ohne Rechtsstatus lehnte die Kleine Kammer dagegen ab. 30

MOTION
DATUM: 03.03.2010
ANDREA MOSIMANN

Die Gewährung einer Aufenthaltsbewilligung für Hochschulabsolventinnen und
-absolventen, die sechs Monate über den Studienabschluss hinausreicht, wurde auch
mit einer Motion der FDP-Liberale-Fraktion gefordert. Der Nationalrat hatte sie in der
Frühjahrssession mit 128 zu 56 Stimmen gutgeheissen. Der Ständerat lehnte sie in der
Herbstsession ab, weil das Anliegen mit der parlamentarischen Initiative Neirynck (cvp,
VD) bereits umgesetzt worden sei. 31

MOTION
DATUM: 23.09.2010
ANDREA MOSIMANN

In der Wintersession hiess der Nationalrat ohne eigentliche Debatte eine Motion der
Staatspolitischen Kommission für ein Integrationsrahmengesetz mit 111 zu 59 Stimmen
gegen den Widerstand der SVP gut. Der Bundesrat wird damit beauftragt, auf der
Grundlage des Berichts zur Weiterentwicklung der Integrationspolitik ein
Integrationsrahmengesetz und die damit einhergehenden rechtlichen Anpassungen
auszuarbeiten. Im Bericht hatte der Bundesrat festgehalten, dass er Integration als
Querschnittsaufgabe versteht und dementsprechend vorgeschlagen, nicht nur das
Ausländerrecht anzupassen, sondern den Einschluss von Migranten und die
Chancengleichheit in etwa 15 Erlassen ausdrücklich zu verankern. Als relevante Bereiche
erwähnte er beispielsweise die Jugend- und die Sportförderung, die
Krankheitsprävention, Sozialversicherungen und auch die Raumplanung. Die Motion
geht nun an die Kleine Kammer. Der Bundesrat muss diesen Entscheid aber nicht
abwarten und er kündigte dementsprechend auch an, dass er Mitte 2011 einen
Vorentwurf in die Vernehmlassung schicken möchte. 32

MOTION
DATUM: 17.12.2010
ANDREA MOSIMANN

Im Rahmen der Sondersession des Nationalrates im April wurde eine Motion Brändli
(svp, GR) diskutiert, mit welcher Mittel zur Eindämmung der grossen Zuwanderung der
letzten Jahre und Möglichkeiten zur Stabilisierung derselben auf geringerem Niveau
aufgezeigt werden sollen. Der Motionär begründete sein Begehren mit Belastungen,
welche die Zuwanderung verursachten; so strapaziere diese die Sozialwerke, die
Infrastruktur und das Bildungswesen und fördere die Zersiedlung. Im Ständerat wurde
die Motion im Dezember 2010 mit einer Stimme Differenz knapp angenommen. Im
Nationalrat standen sich bei der Behandlung zwei Anträge gegenüber: Der
Mehrheitsantrag der Staatspolitischen Kommission des Nationalrats (SPK-NR) warb für
die Annahme der Motion, während eine Minderheit Tschümperlin (sp, SZ) deren
Ablehnung forderte. Die zuständige Bundesrätin Sommaruga empfahl ebenfalls die
Ablehnung der Motion, da die bestehenden Instrumente zur Eindämmung der
Zuwanderung, wie beispielsweise die flankierenden Massnahmen oder die Ventilklausel,
bei einer effektiveren Nutzung ausreichend seien. Der Bundesrat habe erkannt, dass

MOTION
DATUM: 13.04.2011
ANITA KÄPPELI
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dieser Spielraum besser ausgenutzt werden müsse und in Erfüllung diverser anderer
Vorstösse würden gegenwärtig Berichte erstellt, welche Massnahmen zur
Effektivitätssteigerung darlegen sollen. Die Bundesrätin fand in der grossen Kammer
aber kein Gehör und die Motion wurde mit einer rechtsbürgerlichen Mehrheit von 96 zu
59 Stimmen überwiesen. 33

Die Ende des Vorjahres eingereichte Motion Tschümperlin (sp, SZ) mit der Forderung
nach Berücksichtigung der Integration von Kindern bei Härtefallprüfungen kam im
Juni in der grossen Kammer zur Erstbehandlung. Der Motionär begründete sein
Anliegen damit, dass die Situation von Kindern bei Härtefällen nicht beachtet würde
und der Entscheid von den Behörden oftmals ausschliesslich aufgrund der Integration
der Eltern gefällt werde. Störend und nach Ansicht des Motionärs gegen das durch die
UNO-Kinderrechtskonvention geschützte Kinderwohl verstossend sei dies besonders in
Fällen, wo Kinder und Jugendliche seit Jahren in der Schweiz sind, hier die Schulen
absolviert haben und über einen hohen Integrationsgrad verfügen. Im Nationalrat
stimmte die SVP geschlossen gegen das Anliegen. Zusammen mit marginaler
Unterstützung von FDP- und CVP-Parlamentariern kam die Opposition aber nur auf 63
Stimmen und die Motion wurde mit 113 Stimmen an den Ständerat überwiesen, wo sie
im Herbst zur Diskussion stand. Die vorberatende Staatspolitische Kommission empfahl
den Ständevertretern mit 8 zu 1 Stimme, die Motion anzunehmen.
Kommissionssprecher Schwaller (cvp, FR) unterstrich die Notwendigkeit des Begehrens
damit, dass – obwohl das Bundesamt für Migration den Kantonen bereits empfehle, die
Kindesintegration bei Härtefällen ebenfalls zu berücksichtigen – dies noch nicht
schweizweite Praxis sei. Der Ständerat folgte seiner Kommission und überwies die
Motion an den Bundesrat. 34

MOTION
DATUM: 16.12.2011
ANITA KÄPPELI

En mars 2014, le Conseil national a accepté la motion Gmür (pdc, SZ) qui demande que
le mariage forcé soit ajouté à la liste des infractions conduisant à l’expulsion lors de la
mise en œuvre de l’initiative “pour le renvoi des criminels étrangers”. A l’inverse de la
chambre basse, le Conseil des Etats a rejeté la motion, suivant ainsi l’avis du Conseil
fédéral et de la Commission des institutions politiques du Conseil des Etats. 35

MOTION
DATUM: 11.03.2014
SOPHIE GUIGNARD

Lors de la session d’été, le Conseil des Etats a adopté deux motions identiques, lancées
par les Commissions de la science, de l’éducation et de la culture du Conseil national et
des Etats. Ces deux motions font suite à la votation du 9 février, “contre l’immigration
de masse” et à ses effets attendus sur la pénurie de main d’œuvre qualifiée. Le
conseiller aux Etats Schwaller (pdc, FR) avait déposé en ce sens une motion en
septembre 2013. Le peuple suisse ayant entre temps accepté l’initiative „contre
l’immigration de masse“, le sénateur avait décidé de transmettre sa motion à la
Commission du Conseil des Etats, dans le cas où celle-ci, à la lumière des récents
résultats de votations, y verrait de nouveaux besoins ou propositions. Ainsi, dans la
mouture finale, déposée le 24 février de l’année sous revue, le Conseil fédéral doit
revoir sa stratégie et soumettre des propositions au parlement, notamment dans les
domaines de la formation, de la santé et par rapport aux branches où les effets de la
pénurie de main d’œuvre seront les plus marqués. En mai, la Commission du Conseil
national a déposé une motion identique. Le Conseil fédéral a alors conseillé d’accepter
les deux motions. Les deux chambres ont suivi cet avis en juin 2014. 36

MOTION
DATUM: 16.06.2014
SOPHIE GUIGNARD

La chambre basse a accepté une motion du député Tornare (ps, GE) qui demandait un
rapport sur les mesures concrètes permettant l’intégration des migrants sur le marché
du travail, notamment par une plus grande reconnaissance de leurs qualifications et
aptitudes, ainsi qu’un meilleur accès à la formation continue. 37

MOTION
DATUM: 26.09.2014
SOPHIE GUIGNARD

Lors de la même session parlementaire que le vote de la révision de la loi sur les
étrangers, le Conseil national a étudié une motion du groupe libéral-radical, visant à
interdire le recours à l'aide sociale pour les étrangers d'Etats-tiers. Déposée en
septembre 2014 par la députée Moret (plr, VD), la motion entend empêcher les
ressortissants d'Etats-tiers (hors UE et AELE) de bénéficier de l'aide sociale durant les
trois à cinq premières années de leur séjour en Suisse. Le Conseil fédéral représenté
par Simonetta Sommaruga s'est opposé à cette motion, arguant que le nombre de

MOTION
DATUM: 14.09.2016
SOPHIE GUIGNARD
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personnes concernées par cet objet était trop restreint pour justifier sa mise en
œuvre. En effet, la cheffe du département de Justice et Police estime que les
conditions imposées aux ressortissants d'Etats-tiers pour l'obtention d'un permis de
séjour sont suffisamment strictes pour empêcher une dépendance à l'aide sociale chez
la plupart d'entre-eux. Comme il s'agit en majorité de main-d’œuvre qualifiée et de
personnes venues en Suisse en vue de se former, ainsi que les membres de leur famille,
très peu vivent dans des conditions nécessitant le recours à l'aide sociale. La
conseillère ajoute qu'en outre, une telle interdiction serait une intrusion trop
importante dans le droit cantonal, puisque c'est à ce niveau-là que se décide l'octroi
des aides sociales. Malgré une opposition totale du camp rose-vert, la motion a été
acceptée à la chambre basse à 125 voix contre 64, avec 4 abstentions. Il revient
maintenant au Conseil des Etats de trancher sur cette motion. 38

En mars 2017, le Conseil national a adopté à l'unanimité une motion du groupe PDC
demandant un monitoring de l'application de l'initiative "contre l'immigration de
masse". En mai de la même année, le Conseil des États a accepté la motion, à
l'unanimité également. Ainsi le Conseil fédéral doit mettre sur pied cette surveillance
au niveau de la Confédération et proposer, si cela s'avère nécessaire, des mesures
correctives supplémentaires, notamment au niveau du marché du travail. 39

MOTION
DATUM: 17.03.2017
SOPHIE GUIGNARD

Lors de son passage au Conseil des États, la motion du groupe libéral-radical „interdire
le recours à l'aide sociale pour les étrangers d'États-tiers“ a été traitée en même
temps que le postulat (17.3260) de la Commission des institutions politiques (CIP-CE),
intitulé „Prestations de l'aide sociale octroyées à des ressortissants de pays tiers.
Compétences de la Confédération“. En effet, la commission du Conseil des États a
estimé que la motion telle qu'elle a été votée en chambre basse n'était pas
constitutionnelle, puisqu'elle demandait à la Confédération de légiférer sur des
compétences cantonales. Le nouvel objet soumis au vote avait donc le même but, mais
passait par une étape parlementaire supplémentaire, puisqu'il demandait d'abord au
Conseil fédéral de réunir des informations, notamment auprès des cantons, pour
pouvoir, dans un deuxième temps seulement, envisager une modification législative.
Malgré quelques voix UDC qui se sont élevées dans l'hémicycle, reprochant le manque
d'efficacité de l'outil choisi pour débattre d'un thème selon eux crucial, la chambre
haute a à l'unanimité accepté le nouveau postulat et refusé l'ancienne motion. 40

MOTION
DATUM: 08.06.2017
SOPHIE GUIGNARD

Depuis la révision de 2008 de la loi sur les étrangers (LEtr), les cantons ont la possibilité
d'établir un contrat d'intégration avec les migrants. Le député Lukas Reimann (udc,SG),
à l'aide d'une motion, a souhaité rendre ce contrat contraignant pour les étrangers.
Ainsi, un étranger ne parlant aucune langue nationale, ne respectant pas l'ordre public
ou les valeurs suisses se verrait révoquer son titre de séjour, ou pourrait voir son
permis d'établissement se transformer en titre de séjour. Pour cela, le saint-gallois
souhaite que l'article 54 de la LEtr soit révisé, de manière à ce que le catalogue de
conditions d'intégration soit plus clair et juridiquement applicable. Les sanctions
devraient elles aussi être concrétisées et rendues obligatoires. Lors du débat en
chambre basse, le Conseil fédéral a rappelé la récente révision de la loi sur les
étrangers en soulignant les dispositions prises pour la favorisation de l'intégration, qu'il
estime actuellement suffisantes. La motion a été rejetée par 124 voix contre 61, à savoir
la totalité du camp UDC et deux députés PDC. Il y a eu deux abstentions, elles aussi
issues du camp démocrate chrétien. 41

MOTION
DATUM: 12.06.2017
SOPHIE GUIGNARD

Le Conseil national a refusé en septembre 2017 une motion Reimann (udc, SG) intitulée:
Autorisation de séjour ou d'établissement. Exclure les allocataires sociaux. Les
députées et députés ont suivi l'avis du Conseil fédéral, qui considérait que les
modifications apportées en décembre 2016 à la loi sur les étrangers étaient suffisantes
pour atteindre les objectifs poursuivis par la motion. L'objet a été refusé par 115 voix
contre 68 et 1 abstention. 42

MOTION
DATUM: 20.09.2017
SOPHIE GUIGNARD
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Asylpolitik

In dieser ausserordentlichen Session überwies der Nationalrat eine Motion der
CVP/EVP/glp-Fraktion zur effektiveren Bekämpfung der Ausländerkriminalität. Das
Begehren umfasste insgesamt acht Forderungen zur Anpassung des Asylgesetzes und
bezog sich auch auf die Zusammenarbeit zwischen Kantonen und dem Bund. So sollen
erstere die Kosten für sämtliche Inhaftierungsfälle vom Bund erstattet erhalten – also
sowohl für die Vorbereitungs-, Durchsetzungs- und Ausschaffungshaft als auch für
Haftfälle im Dublin-Bereich. Im Gegensatz dazu soll der kantonale Vollzug
vereinheitlicht und durch den Bund verstärkt kontrolliert werden. Ebenfalls enthielt die
Motion die Forderungen nach verkürzten Rekursverfahren im Asylprozess, verstärkten
Personalkontrollen im Grenzbereich und der Förderung des Haftvollzugs im
Herkunftsstaat. Der Bundesrat empfahl die Motion zur Ablehnung, insbesondere
könnten die Probleme im Vollzugsbereich nicht durch eine Erhöhung der
Fallpauschalen durch den Bund gelöst werden. Der Nationalrat nahm die Motion
dennoch mit 97 zu 85 Stimmen an. Nebst der für die Motion verantwortlichen Fraktion
stimmten die BDP- und die SVP-Fraktion sowie einige FDP-Nationalräte dem Anliegen
zu. 43

MOTION
DATUM: 28.09.2011
ANITA KÄPPELI

Familienpolitik

Ein Jahr nach Inkraftsetzung des neuen Scheidungsrechts breitete sich auf weiter
Front Ernüchterung aus. Hauptpunkte der Kritik aus Anwalts- und Richterkreisen waren
die Wartefrist von 60 Tagen nach der ersten Anhörung vor Gericht, die vierjährige
Trennungszeit, wenn einer der Partner die Scheidung verweigert, sowie die Aufteilung
des BVG-Rentenkapitals, die nach Ansicht von Fachleuten zu wenig klar geregelt ist. Mit
einem Postulat verlangte der Freiburger SP-Nationalrat Jutzet vom Bundesrat eine
rasche Revision der strittigen Punkte. Die Landesregierung vertrat zwar die Ansicht,
jedes neue Gesetz leide unter Anlaufschwierigkeiten, die sich oft im Lauf der Zeit
legten, erklärte sich aber bereit, das neue Recht umgehend einer vertieften Prüfung zu
unterziehen. 44

MOTION
DATUM: 20.03.2001
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat war bereit, zwei Motionen Janiak (sp, BL) entgegenzunehmen, die ihn
beauftragen, das Eheverbot für Stiefverhältnisse aufzuheben, und das Verfahren der
Scheidung bei Teileinigung bundesrechtlich zu regeln, worauf sie der Nationalrat
überwies. Eine weitere Motion Janiak, die forderte, die Regelung, wonach die
Scheidung einer Ehe aus Gründen der Unzumutbarkeit vor Ablauf der vierjährigen Frist
verlangt werden kann, sei durch die Aufführung von schwerwiegenden Gründen zu
konkretisieren und zu präzisieren, wurde auf Antrag des Bundesrates nur als Postulat
angenommen. 45

MOTION
DATUM: 21.06.2002
MARIANNE BENTELI

Nach dem Nationalrat im Vorjahr hiess auch der Ständerat oppositionslos eine Motion
aus der grossen Kammer gut, die verlangt, das Eheverbot für Stiefverhältnisse sei
aufzuheben. 46

MOTION
DATUM: 02.10.2003
MARIANNE BENTELI

Bei der Beratung des Partnerschaftsgesetzes (siehe unten) wurde im Ständerat bei den
Änderungen bisherigen Rechts und auf Antrag der Rechtskommission eine von beiden
Räten gutgeheissene Motion von Nationalrat Janiak (sp, BL) umgesetzt, die eine
Aufhebung des Eheverbots für Stiefverhältnisse im ZGB verlangte, da sonst eine
Ungleichbehandlung entstanden wäre, weil im neuen Partnerschaftsgesetz
Stiefverhältnisse nicht ausgeschlossen sind. Leumann (fdp, ZH) beantragte, die
Bestimmung hier zu streichen, um die Vorlage angesichts des drohenden Referendums
nicht zu überladen, unterlag aber mit 16 zu 11 Stimmen. Der Nationalrat stimmte
diskussionslos zu. 47

MOTION
DATUM: 03.06.2004
MARIANNE BENTELI
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Der Ständerat lehnte eine im Vorjahr von der grossen Kammer gutgeheissene Motion
der SPK-NR ab, welche den Bundesrat beauftragen wollte, Vorschläge zur
Harmonisierung der Gesetzgebung betreffend Alimentenbevorschussung und -inkasso
auszuarbeiten, um die enormen Unterschiede zwischen den Kantonen auszugleichen.
Der Bundesrat hatte sich gegen den Vorstoss ausgesprochen, weil er die kantonale
Gesetzgebung nicht konkurrenzieren wollte. 48

MOTION
DATUM: 10.10.2005
MAGDALENA BERNATH

Im Einvernehmen mit dem Bundesrat hiess der Nationalrat im Berichtsjahr eine Motion
Humbel-Näf (cvp, AG) gut, gemäss der im Scheidungsfall obligatorische und
überobligatorische Altersguthaben der Pensionskasse je im gleichen Verhältnis
aufgeteilt werden sollen. Bislang wird der zu übertragende Teil der Austrittsleistung so
weit als möglich dem überobligatorischen Altersguthaben entnommen. Dies hat zur
Folge, dass die Rente desjenigen Partners, der die Austrittsleistung übertragen
bekommt, geringer ausfallen wird, da sowohl der Umwandlungssatz als auch die
Mindestverzinsung im überobligatorischen Bereich tiefer sind als im obligatorischen.  49

MOTION
DATUM: 20.03.2009
ANDREA MOSIMANN

Als Zweitrat überwies der Ständerat in der Wintersession eine Motion Humbel-Näf(cvp,
AG). Der Bundesrat wird damit beauftragt, die gesetzlichen Grundlagen dafür zu
schaffen, dass im Scheidungsfall obligatorische und überobligatorische
Altersguthaben je im gleichen Verhältnis aufgeteilt werden. 50

MOTION
DATUM: 02.12.2010
ANDREA MOSIMANN

Simplifier la procédure des mariages, tel est le but de la motion déposée par Andrea
Caroni (plr, AR). Elle consiste en deux mesures. La première vise à abolir le délai
d'attente de 10 jours après la fin de la procédure préparatoire et la célébration du
mariage. Ce délai provenant de la coutume de la publication de bans, il ne fait selon le
motionnaire plus sens aujourd'hui. La deuxième mesure consiste en la suppression de
l'obligation de se marier devant deux témoins, qui n'a depuis 1995 plus de justification
juridique. Les personnes souhaitant tout de même se marier devant témoins pourront
continuer à le faire. La motion a été acceptée par le Conseil national lors de la session
d'hiver, par 92 voix contre 86 et 9 abstentions. L'objet avait été repris par Nadine
Masshardt (ps, BE), le député Caroni ayant entre temps été élu au Conseil des Etats. Il
statuera donc sur sa motion lorsque celle-ci passera devant la chambre des cantons. 51

MOTION
DATUM: 14.12.2015
SOPHIE GUIGNARD

La motion Caroni, qui vise à simplifier la procédure des mariages en supprimant le
délai obligatoire de 10 jours entre l'autorisation de mariage et la célébration de celui-ci
ainsi que l'obligation de se marier devant deux témoins a été débattue en septembre
2016 au Conseil des Etats. Le sénateur Rieder a proposé au Conseil de n'en accepter
que le premier point. La question des témoins a été débattue en termes de
conservatisme contre libéralisme. Les sénateurs ayant pris la parole en s'opposant à la
suppression de l'obligation y voient une manière d'affaiblir encore le mariage comme
institution. Selon eux, les témoins représentent une tradition qui doit être conservée.
Les partisans de la motion, eux, y voient un article de loi désormais superflu et qui ne
fait plus sens. Ils préfèrent donc laisser aux personnes le choix de se marier devant
témoins ou non. Le premier camp l'a emporté. Le Conseil des Etats a finalement
accepté à l'unanimité le premier point de la motion Caroni, mais rejeté le second, à 25
voix contre 15, avec 1 abstention. 52

MOTION
DATUM: 22.09.2016
SOPHIE GUIGNARD
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Frauen und  Gleichstellungspolitik

Gegen den Willen des Bundesrates, welcher auf das bestehende gesetzliche
Instrumentarium verwies, nahm der Ständerat mit klarem Mehr eine Motion Heberlein
(fdp, ZH) an, die diesen beauftragt, umgehend im Bereich der Zwangsheiraten aktiver
zu werden. Zwangsheiraten unter Immigranten seien nicht Ausdruck eines Rechts auf
„Anderssein“ und auch nicht mit dem Verweis auf die Multikulturalität der Gesellschaft
zu rechtfertigen. Es müssten in allen gesetzgeberischen Bereichen (Straf-, Zivil- und
Ausländerrecht) Massnahmen ergriffen werden, um Zwangsehen resp. arrangierte
Heiraten zu verhindern. Den betroffenen Frauen müssten zudem „Ausstiegshilfen“
angeboten werden, um dem familiären Druck standhalten zu können. Schätzungsweise
sind in der Schweiz jedes Jahr mehrere hundert Frauen Opfer einer Zwangsehe. Mitte
November veröffentlichte der Bundesrat einen Bericht zu diesem Thema. Seiner
Ansicht nach reichen die bestehenden Gesetze (insbesondere das neue AuG), um gegen
diese Praktiken vorzugehen. 53

MOTION
DATUM: 15.11.2007
MARIANNE BENTELI

Im Vorjahr hatte der Ständerat gegen den Willen des Bundesrates, der das bestehende
gesetzliche Instrumentarium als genügend erachtete, eine Motion Heberlein (fdp,ZH)
gutgeheissen, welche eine aktivere Rolle des Bundes bei der Verhinderung von
Zwangsheiraten resp. arrangierten Heiraten verlangt. Der Nationalrat stimmte dem
verbindlichen Auftrag zu, modifizierte ihn aber in dem Sinn, dass die Massnahmen
lediglich Zwangsheiraten betreffen sollen, da arrangierte Heiraten ja auch in
beiderseitigem Einverständnis der betroffenen Personen zustande kommen können,
und überdies der Nachweis, dass die Ehe das Resultat von Absprachen ist, kaum
erbracht werden könnte; arrangierte Ehen, die nicht freiwillig geschlossen werden,
erfüllten ohnehin den Tatbestand der Zwangsheirat. Der Ständerat übernahm nach
kurzer Diskussion diese Änderung. Als Sofortmassnahme gegen Zwangsheiraten
kündigte der BR an, künftig keine Eheschliessungen von Personen unter 18 Jahren mehr
zu anerkennen. 54

MOTION
DATUM: 12.03.2008
MARIANNE BENTELI
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